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Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg
vom 19.11.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt von der Beklagten die Genehmigung einer langfristigen
Heilmittelbehandlung in Form von manueller Therapie (MT).

Die 1967 geborene KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten gesetzlich krankenversichert. Bei
ihr besteht ein Zn viermaliger Bandscheibenoperation mit Spondylodese L3-S1
(2002-2005) mit Schraubenbruch L3 und Zn HÃ¼ft-TEP 2010. Die KlÃ¤gerin
beantragte am 18.07.2017 die langfristige Genehmigung von
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Heilmittelverordnungen nach Â§ 32 Abs 1a Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB
V) iVm der Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses Ã¼ber die Verordnung
von Heilmitteln in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung (Heilmittel-Richtlinie (HeilM-
RL)). ZusÃ¤tzlich legte sie eine Verordnung fÃ¼r 6x manuelle Therapie auÃ�erhalb
des Regelfalls der FachÃ¤rztin fÃ¼r physikalische und rehabilitative Medizin Dr. T.
vom 12.07.2017 vor. Angegeben war in der Verordnung der IndikationsschlÃ¼ssel
WS2a und die ICD-10-Codes M51.1 (lumbale und sonstige BandscheibenschÃ¤den
mit Radikulopathie) und G55.1 (Kompression von Nervenwurzeln und Nervenplexus
bei BandscheibenschÃ¤den).

Die Beklagte holte daraufhin eine Stellungnahme des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK) ein, der unter dem 24.07.2017 zu dem Ergebnis kam,
dass die Erkrankungen der KlÃ¤gerin hinsichtlich Schwere und Dauerhaftigkeit nicht
vergleichbar seien mit den in der Anlage 2 genannten und am ehesten passenden
Krankheitsbildern wie zB M05.0 (iS einer seropositiven chronischen Polyarthritis)
unter der gleichen Diagnosegruppe WS2. ZunÃ¤chst spreche eine offenbar fehlende
weiterfÃ¼hrende Diagnostik eher gegen das Vorliegen des angegebenen
Therapiebedarfs. Des Weiteren finde sich die Kombination von M51.2 und G55.1
fÃ¼r einen Zeitraum von lÃ¤ngstens sechs Monaten nach dem Akutereignis in den
Rahmenvereinbarungen (Anhang 1 zur Anlage 2) iS eines besonderen
Versorgungsbedarfs gelistet.

Mit Bescheid vom 26.07.2017 lehnte die Beklagte den Antrag auf langfristige
Heilmittelverordnung ab. Langfristige Genehmigungen kÃ¶nnten nach Â§ 8a HeilM-
RL nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen erfolgen. HierfÃ¼r sei eine
eingeschrÃ¤nkte Auswahl von sehr schweren Erkrankungen bestimmt. Nur wenn
nicht in der Anlage 2 der HeilM-RL genannte Erkrankungen nach Art, Schwere und
Dauer mit gelisteten Erkrankungen vergleichbar seien, kÃ¶nne eine
Langfristgenehmigung erfolgen. Das sei hier aber nicht der Fall. Es kÃ¶nne aber
weiter eine regulÃ¤re Verordnung der Heilmittel erfolgen.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 01.08.2017 Widerspruch ein. Dass eine
weiterfÃ¼hrende Diagnostik fehle, kÃ¶nne nicht nachvollzogen werden. Sie befinde
sich seit der Implantation der dynamischen Stabilisierung der WirbelkÃ¶rper L3-S1
fast durchgÃ¤ngig ein bis zweimal pro Woche in der Physiotherapie. Wenn sie keine
manuelle Therapie erhalte, merke sie dies leider sofort. Ihre Schmerzen wÃ¼rden
grÃ¶Ã�er, wodurch ihre Fehlhaltungen verstÃ¤rkt wÃ¼rden, was wiederum in eine
sich steigernde Schmerzsymptomatik mÃ¼nde. Lediglich durch die regelmÃ¤Ã�ige
Physiotherapie erhalte sie Entlastung, um aus dieser Schmerzspirale
herauszukommen. In Zeiten, wo Physiotherapie nicht mÃ¶glich sei, sei sie leider
gezwungen, ihre Schmerzmitteldosierung (Ibuprofen bzw Tilidin) zu steigern, um
ihren Alltag einigermaÃ�en gestalten zu kÃ¶nnen. Zudem habe sie einen
unbefristeten Schwerbehindertenausweis mit einem GdB von 50 sowie der
Feststellung des Merkzeichens "G". ErgÃ¤nzend legte sie eine Stellungnahme von
Dr. T. vom 28.08.2017 vor. Darin wurde ausgefÃ¼hrt, dass ein komplexes
chronisches Schmerzsyndrom und ein postoperatives Nukleotomiesyndrom
bestehe. Ziel der Therapie sei eine Schmerzreduktion und Funktionsverbesserung.
Eine weiterfÃ¼hrende Diagnostik sei hier nicht sinnvoll. Auch sei ein Vergleich
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medizinischer Diagnosen nicht mÃ¶glich, ohne die Schwere und AusprÃ¤gung der
Erkrankung durch eine Untersuchung zu berÃ¼cksichtigen. Die Empfehlung, im
Intervall lediglich Krankengymnastik verschreiben, halte sie fÃ¼r medizinisch nicht
ausreichend.

Die Beklagte veranlasste daraufhin eine erneute Begutachtung der KlÃ¤gerin durch
den MDK. In dem nach persÃ¶nlicher Untersuchung erstellten Gutachten vom
20.11.2017 gelangte der MDK zu dem Ergebnis, dass die hier vorliegenden
funktionellen bzw strukturellen SchÃ¤digungen wie KoordinationsstÃ¶rungen und
Schmerzen sich hinsichtlich der Schwere und Dauerhaftigkeit nicht mit den zu
erwartenden SchÃ¤digungen der in der Anlage 2 genannten und aus medizinischer
Sicht am ehesten passenden Krankheitsbildern wie zB progressive systemische
Sklerose oder Spondylitis ankylosans vergleichen lieÃ�en. Heilmittelbedarf auch
auÃ�erhalb des Regelfalles sei jedoch medizinisch nachvollziehbar und kÃ¶nne vom
behandelnden Arzt weiterhin verordnet werden. ZusÃ¤tzlich kÃ¶nne die Teilnahme
am Rehabilitationssport oder Funktionstraining erwogen werden.

Der OrthopÃ¤de Dr. O. verordnete der KlÃ¤gerin am 20.02.2018 zweimal
wÃ¶chentlich Funktionstraining fÃ¼r die Dauer von zwÃ¶lf Monaten mit dem Ziel
der Schmerzreduktion und Stabilisierung von Lenden- und HalswirbelsÃ¤ule. Dieser
Antrag wurde von der Beklagten genehmigt (Bescheid vom 07.03.2018; zuvor
Bewilligung von Funktionstraining fÃ¼r zwÃ¶lf Monate mit Bescheid vom
20.02.2017).

Mit Widerspruchsbescheid vom 04.04.2018 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 30.04.2018 Klage zum Sozialgericht Freiburg (SG)
erhoben. Zwar liege bei ihr keine gelistete Erkrankung vor. In der akuten
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigung beziehungsweise Behinderung sei die Erkrankung
jedoch absolut vergleichbar. Es bestehe nicht die MÃ¶glichkeit, alleine durch eigene
erlernte Ã�bungen die Erkrankung zu verbessern.

Das SG hat die behandelnde Ã�rztin Dr. T. als sachverstÃ¤ndige Zeugin schriftlich
vernommen und sodann ein gerichtliches SachverstÃ¤ndigengutachten bei Dr. H.
eingeholt. In dem Gutachten vom 29.10.2018 stellt dieser folgende
GesundheitsstÃ¶rungen fest: &61485;&61472;Cervicalsyndrom bei Fehlhaltung bzw
ungÃ¼nstiger Bewegung des Kopfes &61485;&61472;Rezidivierendes
Lumbalsyndrom bei Bandscheibenprotrusion /-prolaps L3-S1 (OP 12/02, 6/04, 6/05)
mit postoperativer Neurofistel und Verschlussoperation 9/05
&61485;&61472;HÃ¼ftgelenkstotalendoprothese 10/10
&61485;&61472;InnenmeniskuslÃ¤sion rechts &61485;&61472;SenkspreizfuÃ�
beidseits &61485;&61472;Hallux valgus beidseits &61485;&61472;Chronisches
Schmerzsyndrom. Diese GesundheitsstÃ¶rungen bedingten einen Bedarf an
manueller Therapie insofern, als diese besser und nebenwirkungsfreier geeignet sei,
die immer wieder auftretenden SchmerzzustÃ¤nde und Verspannungen sowie
segmentalen BewegungseinschrÃ¤nkungen der WirbelsÃ¤ule zu bessern bzw zu
lindern. Es sei anzunehmen, dass immer wieder Behandlungsbedarf bestehen
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werde. Unter dem 05.02.2019 hat Dr. H. eine ergÃ¤nzende Stellungnahme
abgegeben.

Die Beklagte ist dem Gutachten entgegengetreten unter Vorlage eines weiteren
MDK-Gutachtens vom 13.12.2018. Darin wird ausgefÃ¼hrt, vergleichbar sei die hier
vorliegende SchÃ¤digung mit einer Spondylitis ankylosans im Anfangsstadium.
Selbst wenn dies ausreichen sollte, seien die Kriterien fÃ¼r den Therapiebedarf und
dessen Dauer nicht erfÃ¼llt. Manuelle Therapie diene als Einzeltherapie zur
Behandlung reversibler FunktionseinschrÃ¤nkungen der Gelenke und ihrer
muskulÃ¤ren, reflektorischen Fixierung. Schon vom Konzept her sei die MT nicht auf
Dauer angelegt. Ein kontinuierlicher, fortlaufender Behandlungsbedarf sei auch
nach dem SachverstÃ¤ndigengutachten nicht ersichtlich. ErgÃ¤nzend hat die
Beklagte mitgeteilt, dass die KlÃ¤gerin seit 2017 Funktionstraining erhalte und im
Zeitraum 20.07.2017 bis 05.11.2018 insgesamt 15mal jeweils 6 Einheiten MT in
Anspruch genommen habe (meist auÃ�erhalb des Regelfalls).

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 19.11.2019 mit der BegrÃ¼ndung
abgewiesen, ein langfristiger Heilmittelbedarf sei nicht nachgewiesen. Die bei der
KlÃ¤gerin bestehenden erheblichen Erkrankungen der WirbelsÃ¤ule seien unstreitig
nicht in Anlage 2 der HeilM-RL genannt. Damit sei entscheidend, ob die mit den
Erkrankungen verbundenen funktionellen/strukturellen SchÃ¤digungen mit denen
der Anlage 2 vergleichbar seien (Â§ 8a Abs 3 HeilM-RL). Die mit den Erkrankungen
der KlÃ¤gerin verbundenen funktionellen/strukturellen SchÃ¤digungen fÃ¼hrten
hier nicht zur Ã�berzeugung des Gerichts zu einem langfristigen Bedarf an
manueller Therapie von mindestens einem Jahr. Es kÃ¶nne dahingestellt bleiben, ob
MT bereits konzeptionell keine langfristige Therapie sein kÃ¶nne und welche der
fÃ¼r den IndikationsschlÃ¼ssel ausdrÃ¼cklich genannten Diagnosen zur
Vergleichbarkeit herangezogen werden kÃ¶nnten. Denn auch nach dem Gutachten
von Dr. H. bestehe der Therapiebedarf â�� bei angenommener Vergleichbarkeit â��
nur "immer wieder". Die Erkrankung der KlÃ¤gerin sei durch phasenhafte
Verbesserungen und Verschlechterungen gekennzeichnet, welche zeitweise keiner
Behandlung bedÃ¼rften. Dies habe der SachverstÃ¤ndige in seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme fÃ¼r das Gericht ausdrÃ¼cklich klargestellt. Der SachverstÃ¤ndige
gehe von anderen rechtlichen Vorgaben aus, da er auch einen in diesem Sinne
"immer wieder" auftretenden Therapiebedarf fÃ¼r ausreichend halte. Auch ein
mehr als gelegentlicher, aber eben nicht prognostisch fÃ¼r mindestens ein Jahr
fortlaufend bestehender Bedarf an MT kÃ¶nne den Anspruch nicht begrÃ¼nden. Es
sei jedoch klargestellt, dass hier nicht ein Bedarf an MT bezweifelt werde, wie er
nachtrÃ¤glich in den einzelnen Verordnungen dokumentiert werde. Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine langfristige Genehmigung dieser Therapie fÃ¼r
mindestens ein Jahr seien jedoch nicht erfÃ¼llt.

Gegen den ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 21.11.2019 zugestellten
Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 23.12.2019 (Montag) Berufung eingelegt.
Das SG erkenne in einem immer wieder auftretenden Therapiebedarf keinen
prognostisch fÃ¼r mindestens ein Jahr fortlaufend bestehenden Bedarf. Dr. H. habe
in der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 05.02.2019 noch ausgefÃ¼hrt, dass er
mit der Formulierung ,,immer wieder Behandlungsbedarf" meine, dass die bei der
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KlÃ¤gerin vorliegenden FunktionseinschrÃ¤nkungen phasenweise Verbesserungen
aufzeigten, aber grundsÃ¤tzlich rezidivierend auftrÃ¤ten und nicht dauerhaft
beseitigt werden kÃ¶nnten. Damit sei aber auch bestÃ¤tigt worden, dass
prognostisch fÃ¼r mindestens ein Jahr fortlaufend ein Bedarf an manueller Therapie
bestehe. Warum das SG sich auch nicht der Auffassung der behandelnden Ã�rztin
Dr. T. habe anschlieÃ�en kÃ¶nnen, sei nicht mehr begrÃ¼ndet worden.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg vom 19.11.2019 und den
Bescheid der Beklagten vom 26.07.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 04.04.2018 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin eine
Genehmigung fÃ¼r eine langfristige Heilmittelbehandlung mit manueller Therapie
zu erteilen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf ihr Vorbringen in erster Instanz und die EntscheidungsgrÃ¼nde des
Gerichtsbescheids.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge und die
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153 Abs 1, 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet, hat keinen Erfolg.

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 Abs 1 SGG) eingelegte und statthafte (Â§Â§ 143, 
144 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG) Berufung ist zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch nicht
begrÃ¼ndet.

Die Klage gegen den Bescheid vom 26.07.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 04.04.2018 ist als Anfechtungs- und Leistungsklage
nach Â§ 54 Abs 4 SGG statthaft. Bei dieser Klageart kommt es fÃ¼r die Beurteilung
der Sach- und Rechtslage auf den Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung
in der Tatsacheninstanz an (BSG 12.04.2000, B 9 SG 3/99 R, SozR 3-3870 Â§ 3 Nr 9
= juris Rn 10). MaÃ�gebend ist, ob die Ablehnung der beantragten Leistung zur Zeit
der gerichtlichen Entscheidung noch rechtmÃ¤Ã�ig ist. Daher sind
GesetzesÃ¤nderungen, die wÃ¤hrend der RechtshÃ¤ngigkeit der Leistungsklage
eintreten, grundsÃ¤tzlich vom Gericht zu beachten. Voraussetzung ist dabei, dass
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das neue Gesetz nach seinem zeitlichen Geltungswillen das streitige
RechtsverhÃ¤ltnis erfassen will (BSG 27.10.1976, 2 RU 127/74, SozR 2200 Â§ 690
Rn 4 = BSGE 43, 1-9 = juris Rn 29). Entsprechendes muss fÃ¼r die auf der
Grundlage des Â§ 92 SGB V erlassenen Richtlinien gelten, die normativen Charakter
haben und fÃ¼r die Beteiligten verbindlich sind (vgl BSG 22.04.2015, B 3 KR 16/14
R, NZS 2015, 617 = juris Rn 25; 13.05.2015, B 6 KA 14/14 R, BSGE 119, 57 = juris
Rn 28). Daher ist der Entscheidung die HeilM-RL in der Fassung vom 19.05.2011,
zuletzt geÃ¤ndert am 27.03.2020 und in Kraft getreten am 09.03.2020 (BAnz AT
07.04.2020 B3), zugrunde zu legen.

Ausgehend hiervon hat die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf Genehmigung einer
langfristigen Heilmittelbehandlung mit MT. Die Voraussetzungen der Â§Â§ 27 Abs 1, 
32 Abs 1a SGB V iVm Â§ 8a HeilM-RL sind nicht erfÃ¼llt.

Versicherte haben Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um
eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
Krankheitsbeschwerden zu lindern. Nach Â§ 27 Abs 1 Satz 2 Nr 3 SGB V fallen auch
Heilmittel hierunter, zu denen gemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs 3 Nr 7 HeilM-RL die manuelle
Therapie gehÃ¶rt. Nach Â§ 32 Abs 1a SGB V regelt der Gemeinsame
Bundesausschuss in seiner Richtlinie nach Â§ 92 Abs 1 Satz 2 Nr 6 SGB V das
NÃ¤here zur Heilmittelversorgung von Versicherten mit langfristigem
Behandlungsbedarf. Er hat insbesondere zu bestimmen, wann ein langfristiger
Heilmittelbedarf vorliegt, und festzulegen, ob und inwieweit ein
Genehmigungsverfahren durchzufÃ¼hren ist (Â§ 32 Abs 1a Satz 2 SGB V).

GrundsÃ¤tzlich sieht Â§ 7 HeilM-RL eine Heilmittelverordnung im Regelfall vor. Nach
Â§ 7 Abs 1 Satz 1 liegt der Heilmittelverordnung nach der Richtlinie in den
jeweiligen Abschnitten des Heilmittelkatalogs ein definierter Regelfall zugrunde, der
von der Vorstellung ausgeht, dass mit dem der Indikation zugeordneten Heilmittel
im Rahmen der Gesamtverordnungsmenge des Regelfalls das angestrebte
Therapieziel erreicht werden kann (Satz 2). Die Gesamtverordnungsmenge und die
Anzahl der Behandlungen (Einheiten) je Verordnung im Regelfall ergeben sich aus
dem Heilmittelkatalog.

Nach Â§ 8 Abs 1 HeilM-RL sind weitere Verordnungen mÃ¶glich, wenn sich die
Behandlung mit der nach MaÃ�gabe des Heilmittelkatalogs bestimmten
Gesamtverordnungsmenge nicht abschlieÃ�en lÃ¤sst (Verordnung auÃ�erhalb des
Regelfalls, insbesondere lÃ¤ngerfristige Verordnungen). Solche Verordnungen
bedÃ¼rfen einer besonderen BegrÃ¼ndung mit prognostischer EinschÃ¤tzung.
Dabei sind die GrundsÃ¤tze der Verordnung im Regelfall mit Ausnahme des Â§ 7
Abs 10 HeilM-RL Ã¼ber die maximale Verordnungsmenge bei Erst- und
Folgeverordnungen nicht anzuwenden (Â§ 8a Abs 1 SÃ¤tze 2, 3 HeilM-RL).
BegrÃ¼ndungspflichtige Verordnungen sind der zustÃ¤ndigen Krankenkasse vor
Fortsetzung der Therapie zur Genehmigung vorzulegen. Nach Vorlage der
Verordnung durch die oder den Versicherten Ã¼bernimmt die Krankenkasse die
Kosten des Heilmittels unabhÃ¤ngig vom Ergebnis der Entscheidung Ã¼ber den
Genehmigungsantrag, lÃ¤ngstens jedoch bis zum Zugang einer Entscheidung
Ã¼ber die Ablehnung der Genehmigung. Verzichtet die Krankenkasse auf ein
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Genehmigungsverfahren, hat dies die gleiche Rechtswirkung wie eine erteilte
Genehmigung (Â§ 8 Abs 4 HeilM-RL).

DarÃ¼ber hinaus erÃ¶ffnet Â§ 8a HeilM-RL die MÃ¶glichkeit der Versorgung von
Versicherten mit langfristigem Heilmittelbedarf fÃ¼r einen lÃ¤ngeren Zeitraum.

Langfristiger Heilmittelbedarf im Sinne von Â§ 32 Abs 1a SGB V liegt vor, wenn sich
aus der Ã¤rztlichen BegrÃ¼ndung die Schwere und Langfristigkeit der
funktionellen/strukturellen SchÃ¤digungen, der BeeintrÃ¤chtigungen der
AktivitÃ¤ten und der nachvollziehbare Therapiebedarf des Versicherten ergeben (Â§
8a Abs 1 HeilM-RL). Vom Vorliegen eines langfristigen Heilmittelbedarfs ist nach Â§
8a Abs 2 Satz 1 HeilM-RL auszugehen, wenn eine in der Anlage 2 der HeilM-RL
gelistete Diagnose in Verbindung mit der jeweils aufgefÃ¼hrten Diagnosegruppe
des Heilmittelkatalogs vorliegt. In diesem Fall findet ein Antrags- und
Genehmigungsverfahren nicht statt.

Wenn keine der Diagnosen erfÃ¼llt ist, jedoch eine Vergleichbarkeit der
vorliegenden schweren dauerhaften funktionellen/strukturellen SchÃ¤digungen mit
denen besteht, die bei den in der Anlage 2 genannten Diagnosen zu erwarten sind,
trifft die Krankenkasse auf Antrag die Feststellung darÃ¼ber, ob ein langfristiger
Heilmittelbedarf iSv Â§ 32 Abs 1a SGB V vorliegt und die notwendigen Heilmittel
langfristig genehmigt werden kÃ¶nnen (Â§ 8a Abs 3 HeilM-RL). HierfÃ¼r ist eine
Genehmigung erforderlich, die jedoch nach Â§ 8a Abs 7 HeilM-RL lÃ¤nger als ein
Jahr oder sogar unbefristet erfolgen kann. Dabei ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die
Diagnoseliste in Anlage 2 der HeilM-RL Diagnosegruppen und IndikationsschlÃ¼ssel
benennt und die Art des grundsÃ¤tzlich in Betracht kommenden Heilmittels regelt.
Die von Â§ 8a Abs 3 HeilM-RL geforderte Vergleichbarkeit der SchÃ¤digungen mit
denen der Anlage 2 muss sowohl hinsichtlich der Diagnose als auch der
Diagnosegruppe bzw des IndikationsschlÃ¼ssels gegeben sein. Diese
Voraussetzungen sind hier nicht erfÃ¼llt.

FÃ¼r die hier begehrte Behandlung der KlÃ¤gerin sind insbesondere die
Erkrankungen im Bereich der WirbelsÃ¤ule maÃ�geblich. Es bestehen ein
Cervicalsyndrom und rezidivierendes Lumbalsyndrom bei
Bandscheibenprotrusion/-prolaps L3-S1 (OP 12/02, 6/04, 6/05) mit postoperativer
Neurofistel und Verschlussoperation 9/05 sowie zusÃ¤tzlich ein Zn
HÃ¼ftgelenkstotalendoprothese 10/10, InnenmeniskuslÃ¤sion rechts und ein
chronisches Schmerzsyndrom. Die SenkspreizfÃ¼Ã�e und Valgusabweichungen der
GroÃ�zehen sind aktuell ohne Auswirkungen auf die FunktionsfÃ¤higkeit der
unteren ExtremitÃ¤ten. Dies entnimmt der Senat dem Gutachten des Dr. H. und
den AusfÃ¼hrungen der behandelnden Ã�rztin Dr. T â�¦

Diese Erkrankungen der KlÃ¤gerin sind nicht in der Anlage 2 der HeilM-RL
aufgefÃ¼hrt, so dass die Genehmigung nicht entbehrlich ist.

Es bestehen aber auch keine vergleichbaren schweren dauerhaften funktionellen
oder strukturellen SchÃ¤digungen, die eine langfristige Heilmittelbehandlung
erfordern. Eine vergleichbare schwere dauerhafte funktionelle/strukturelle
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SchÃ¤digung liegt dann vor, wenn die bei dem Versicherten bestehenden
funktionellen/strukturellen SchÃ¤digungen vergleichbar mit der Schwere und
Dauerhaftigkeit der SchÃ¤digungen sind, wie sie bei Diagnosen aus der Anlage 2 zu
erwarten sind (Â§ 8a Abs 5 Satz 2 HeilM-RL). Eine Schwere und Langfristigkeit im
Sinne von Â§ 8a Abs 3 HeilM-RL kann sich auch aus der Summe mehrerer einzelner
funktioneller/struktureller SchÃ¤digungen und BeeintrÃ¤chtigungen der
individuellen AktivitÃ¤ten ergeben, die fÃ¼r sich allein die Kriterien nicht erfÃ¼llen,
sich aus deren Gesamtbetrachtung jedoch ein Therapiebedarf ergibt, der
hinsichtlich Dauer und Umfang auch bei Diagnosen der Anlage 2 zu erwarten ist (Â§
8a Abs 5 Satz 3 HeilM-RL). Nach Â§ 8a Abs 5 Satz 4 HeilM-RL ist bei Entscheidungen
nach den SÃ¤tzen 2 und 3 von einer Dauerhaftigkeit oder Langfristigkeit
auszugehen, wenn ein Therapiebedarf mit Heilmitteln von mindestens einem Jahr
medizinisch notwendig ist.

Eine vergleichbare Schwere und Langfristigkeit lÃ¤sst sich im konkreten Fall zur
Ã�berzeugung des Senats nicht feststellen, denn es besteht nach den insoweit
schlÃ¼ssigen AusfÃ¼hrungen des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. H. kein
Therapiebedarf mit Heilmitteln von mindestens einem Jahr. Die von Dr. H.
gleichwohl bejahte Gleichstellung beruht darauf, dass er einen Ã¼ber ein Jahr
hinausreichenden, immer wieder auftretenden Behandlungsbedarf fÃ¼r
ausreichend erachtet, auch wenn zwischendurch phasenhafte Verbesserungen
auftreten, in denen zeitweise keine Behandlung erforderlich ist. Diese Klarstellung
hat er in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 05.02.2019 ausdrÃ¼cklich
vorgenommen. Damit steht aber fest, dass es um die Behandlung rezidivierend
auftretender FunktionseinschrÃ¤nkungen geht, auch wenn die bestehenden
grundlegenden FunktionseinschrÃ¤nkungen der WirbelsÃ¤ule nicht dauerhaft
beseitigt werden kÃ¶nnen. Diesem "immer wieder" auftretenden
Behandlungsbedarf kann jedoch auch ohne langfristige Genehmigung mit
regulÃ¤ren Verordnungen, auch auÃ�erhalb des Regelfalls, begegnet werden.

Dabei Ã¼bersieht der Senat keinesfalls, dass bei der KlÃ¤gerin erhebliche
SchÃ¤digungen im Bereich der WirbelsÃ¤ule vorliegen mit gravierenden Folgen (ua
GdB 50 mit Merkzeichen "G"). Welche der in der Anlage 2 gelisteten Erkrankungen
noch am ehesten vergleichbar ist, kann dabei dahinstehen. Der MDK (Dr. Q., Dr. O.)
stellte insoweit auf eine Spondylitis ankylosans oder CREST-Syndrom ab, Dr. H. auf
eine chronische Polyneuritis oder Spondylitis ankylosans. Allein die Schwere und
Dauerhaftigkeit der SchÃ¤digung rechtfertigt jedoch ohne entsprechenden
dauerhaften Behandlungsbedarf keine langfristige Genehmigung von Heilmitteln.
Insbesondere zielt die MT darauf ab, reversible FunktionseinschrÃ¤nkungen zu
behandeln (Â§ 19 Abs 3 Nr 7 HeilM-RL). Eine akute behandlungsbedÃ¼rftige
FunktionsstÃ¶rung kann bei der KlÃ¤gerin im Rahmen der WirbelsÃ¤ulenversteifung
mit vermehrter Belastung oder Ã�berlastung angrenzender Regionen auftreten.
Derartige akute FunktionsstÃ¶rungen kÃ¶nnen durch die MT mit bestimmten
Mobilisations- und Weichteiltechniken auch zielfÃ¼hrend behandelt werden. Ein
derartiger Bedarf an manueller Therapie kann jedoch nicht im Voraus fÃ¼r mehr als
ein Jahr prognostiziert werden unabhÃ¤ngig vom jeweils aktuellen Befund. Der
Senat stÃ¼tzt sich insoweit auf das Gutachten von Dr. H. und die AusfÃ¼hrungen
des MDK vom 13.12.2018 (Dr. O.).
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Auch unter BerÃ¼cksichtigung der AusfÃ¼hrungen von Dr. T. lÃ¤sst sich zur
Ã�berzeugung des Senats ein langfristiger Behandlungsbedarf mit MT nicht
nachweisen. Im Rahmen ihrer Vernehmung als sachverstÃ¤ndige Zeugin vor dem
SG hat sie bezÃ¼glich dieser Frage auf ihre Schreiben vom 19.10.2017 und
28.08.2017 Bezug genommen. Aus dem Verlaufsbericht vom 19.10.2017 lÃ¤sst sich
fÃ¼r die Frage des langfristigen Behandlungsbedarfs mit MT nichts herleiten.
Genannt werden lediglich die orthopÃ¤dischen Diagnosen und ein Befund vom
24.10.2014. Die ausfÃ¼hrliche Stellungnahme vom 28.08.2017 macht zwar
deutlich, dass Dr. T. eine Langzeitverordnung von MT fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt. Sie
verweist auf die Therapieziele Schmerzreduktion und Funktionsverbesserung und
postuliert einen regelmÃ¤Ã�igen Therapiebedarf zweimal wÃ¶chentlich. Eine
nachvollziehbare BegrÃ¼ndung fÃ¼r die Notwendigkeit einer derartigen
regelhaften Dauerbehandlung liefert sie jedoch nicht. Insbesondere im Hinblick auf
die oben dargelegte Zielrichtung der MT zur Behandlung akuter
FunktionsstÃ¶rungen kann dies nicht Ã¼berzeugen.

Sofern bei der KlÃ¤gerin weiterhin ein Heilmittelbedarf erforderlich ist, ist sie auf
eine Heilmittelverordnung auÃ�erhalb des Regelfalls nach Â§ 8 HeilM-RL zu
verweisen.

Der Sachverhalt ist vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt; die vorhandenen Gutachten und
Unterlagen bilden eine ausreichende Grundlage fÃ¼r die Entscheidung des Senats.
Diese haben dem Senat die fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung
notwendigen sachlichen Grundlagen vermittelt (Â§ 118 Abs 1 Satz 1 SGG, Â§ 412
Abs 1 ZPO), weitere Beweiserhebungen waren daher von Amts wegen nicht mehr
notwendig.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs 2 Nr 1 und 2
SGG).

Erstellt am: 21.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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